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INSERAT

■ Es ist eine schleichende Ka-
tastrophe, welche die Gemein-
den der Region in ihren Grund-
festen erfasst und erschüttert:
Für zahlreiche Kommunen
wirft die Explosion der Sozial-
hilfekosten finanzielle Existenz-
fragen auf. Nicht zufällig trifft
es jene Gemeinden am stärks-
ten, die ohnehin zu den struk-
turschwächeren gehören.

Die gute Nachricht ist, dass auf
kantonaler Ebene der Hand-
lungsbedarf erkannt und die
Nöte der Gemeinden ziemlich
ernst genommen werden. Hier
bewährt es sich einmal mehr,
dass der Kanton Baselland
über einen Finanzdirektor ver-
fügt, der sich in seiner langjäh-
rigen Praxis als Gemeindeprä-
sident mit diesen Fragen her-
umschlagen musste. Die
schlechte Nachricht ist, dass
die in der Revision der Finanz-
ausgleichsverordnung vorge-
sehene Anpassung der Sozial-
lastenabgeltung in den Augen
der finanzschwachen Gemein-
den nicht viel mehr als den be-
rühmten Tropfen auf den heis-
sen Stein darstellen wird.

Die sich ohnehin schon für
überstrapaziert haltenden Ge-
bergemeinden werden es nicht
gerne hören: Aber es braucht
in der Frage der explodieren-
den Sozialkosten den grossen,
gesamtkantonalen Solidari-
täts-Wurf – damit nicht all jene
Gemeinden, die aufgrund ihrer
historisch-geografischen Lage
eh schon benachteiligt sind,
vollends abgehängt werden.
Also eine Lösung, die in Rich-
tung grosser kantonaler Topf
geht, in den sämtliche Sozial-
hilfekosten aller Gemeinden
geworfen werden, und, der
aufgrund eines fixen Verteil-
schlüssels vom Kanton und al-
len 86 Kommunen gemeinsam
gespeist wird. Am besten los-
gelöst vom ordentlichen Fi-
nanzausgleich, damit die leidi-
ge Neiddiskussion gar nicht
erst aufkommt.

bojan.stula@azmedien.ch

Es braucht den
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«Die Schweiz hat 2013 weniger Strafta-
ten registriert» lautet die Hauptaussa-
ge der Kriminalstatistik 2013, welche
gestern vom Bundesamt für Statistik
veröffentlicht wurde. Der Rückgang
betrage drei Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. Werden jedoch die vorange-
henden Jahre einbezogen, wird klar:
Auch 2013 war ein Spitzenjahr. Stieg
die Anzahl Straftaten in den Jahren
2009 bis 2011 nie über 560 000, waren
es im letzten Jahr rund 15 000 mehr.
In einzelnen Kategorien wurden Re-
kordzahlen erfasst. So wurden 1500
Fälle unter «Pornografie» registriert –
in den letzten Jahren waren es zwi-
schen 700 und 1000 Straftaten. Ein Teil
des Anstiegs liegt im «Sexting» begrün-
det: Jugendliche schiessen mit dem
Smartphone intime Fotos von sich.
Vermehrt gelangen solche Bilder ins
Internet. Dieses Weiterverbreiten ist
strafbar und wird von den Betroffenen
zur Anzeige gebracht. (RIT) Seite 3

Kriminalität ist
leicht rückläufig

Im Baselbiet wachsen die Sozialaus-
gaben ungebremst. Einigen Gemein-
den droht deswegen der finanzielle
Kollaps. Zum Beispiel Grellingen: In
der Laufentaler Gemeinde haben sich
die Sozialausgaben innerhalb von
nur fünf Jahren verdoppelt. Nun for-
dert der Gemeinderat mehr Solidari-

tät von den reicheren Kommunen –
diese sollen mithelfen, die Last der
Sozialausgaben zu tragen. Richten
soll es der kantonale Finanzaus-
gleich. Dort wird im Rahmen der Re-
vision eine Änderung der Soziallas-
ten-Abgeltung diskutiert. Der Basel-
bieter Regierungsrat hat bereits re-
agiert und eine Änderung vorgeschla-
gen, die finanzschwache Kommunen
entlasten soll. Die Verbesserungen

würden jedoch wenig bringen, mah-
nen die Betroffenen – und bezeich-
nen die in Aussicht gestellten Finanz-
spritzen als ungenügend.

Günstiger Wohnraum ist schuld
Grellingen, aber auch andere stark

belastete Gemeinden wie Walden-
burg oder Pratteln, stellen sich bei ih-
rem Ruf nach Unterstützung auf den
Standpunkt, dass sie strukturell be-

nachteiligt seien. In der Tat ist in den
genannten Gemeinden der Anteil an
günstigen Wohnungen an unattrakti-
ver Lage gross – und tiefe Mietzinse
sind ein Hauptgrund, weshalb sich
Sozialhilfebezüger an einem Ort nie-
derlassen. Gemeinden hingegen, die
praktisch nur aus Einfamilienhäu-
sern bestehen, verzeichnen kaum ei-
nen Anstieg der Sozialausgaben.

Kommentar rechts, Seite 19

Gemeinden laufen in Finanzhammer
VON BENJAMIN WIELAND
UND HANS-MARTIN JERMANN

Kosten-Explosion Anstieg an Sozialhilfe-Bezügern bringt viele Kommunen an den Rand des Ruins

Massenprozess in Ägypten: Ein Gericht hat 529 Anhän-
ger des gestürzten Präsidenten Mursi zum Tod verur-
teilt. Ihnen wird Mord an einem Polizisten im August

2013 vorgeworfen. Die meisten der Angeklagten sind
auf der Flucht; 153 sind in Haft und warteten in Käfigen
auf das Urteil. (NCH) Seite 7

529 Todesurteile gegen Muslimbrüder in Ägypten

TAREK WAJEH/ALMASRY ALYOUM/EPA

Am Donnerstag öffnet die Basel-
world ihre Pforten. Die bz vergleicht
die Trends von drei regionalen Uh-
renherstellern und stellt fest: Oris,
Grovana und Zeno gehen ganz ver-
schiedene Wege. Auch die Basler Uh-
ren- und Schmuckläden wappnen
sich für die Kundschaft aus aller
Welt, polieren Schaufenster und
machen ihre Mitarbeitenden auf
kulturelle Eigenheiten aufmerksam.
Die Uhrenindustrie und auch der
Detailhandel profitiert derzeit von
einer ziemlich kräftigen Konjunk-
tur, wie die Analyse auf der Wirt-
schaftsseite zeigt. (STS) Seiten 9, 20

Endspurt bis
zur Baselworld

REGION

Thomas Egloff (SVP) will nicht mehr in
den Basler Regierungsrat. Die SVP
musste darum kurz vor Meldeschluss
einen neuen Kandidaten bestimmen.
Sie tritt nun mit Grossrat Eduard
Rutschmann an. Gegen den Favoriten
Lukas Engelberger (CVP) dürfte er
keine Chance haben. (DRE) Seite 21

Ersatzwahl: Die SVP muss in

letzter Minute umsatteln
Dass der Kanton Baselland seinen Kader-
mitarbeitern Überstunden ausgezahlt hat,
obwohl die Arbeitszeitverordnung dies
nur in Ausnahmen zulässt, lässt Landräte
nicht nur diese Regelung überdenken.
Auch das Amtsgeheimnis spaltet einmal
mehr die Politik. Sogar eine Lockerung
wird vorgeschlagen. (MN/LSI) Seite 25
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ums Amtsgeheimnis aus
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Es ist paradox: Die Nordwestschwei-
zer Wirtschaft trumpft seit Jahren
mit Wachstumsraten auf, die im Ver-
gleich zur gesamten Schweiz fast
schon chinesische Dimensionen an-
nehmen. Trotzdem steigen parallel
dazu die Ausgaben für die Sozialhilfe
ungebremst, in Basel-Stadt, aber
auch im Landkanton (Text oben).

Die Erklärung ist beim Arbeits-
markt zu suchen. Denn zum einen
schaffen die Firmen – Wirtschafts-
wachstum hin oder her – nur minim
neue Stellen, zum anderen wird ein
grosser Teil davon mit Hochqualifi-

zierten besetzt, was gerade im Phar-
ma-Sektor bedeutet: mit «Highly
Qualified Workers» aus dem Ausland.
Das Stellenangebot für niedrig Quali-
fizierte aus der Region nimmt hinge-
gen sogar leicht ab – und dies be-
kommt die Sozialhilfe zu spüren.

In Basel-Stadt steigt die Zahl der
Sozialhilfe-Fälle seit 2011 an. Im
Stadtkanton bezogen im Jahr 2012
insgesamt 6937 Personen Sozialhilfe,
was einer Quote von 6,4 Prozent ent-
spricht (die Zahlen für das Jahr 2013
werden im Mai publiziert). Nicole
Wagner, Leiterin der Sozialhilfe Ba-
sel-Stadt, rechnet nicht mit einer Bes-
serung. Weiterhin würden nieder-
schwellige Arbeitsplätze ins Ausland
verlagert. «Das spürt die Sozialhilfe
mit einem bestimmten zeitlichen Ab-
stand – dann nämlich, wenn diese Ar-
beitslosen ausgesteuert werden und
Sozialhilfe benötigen.» Bei gut ausge-

bildeten Arbeitnehmern sei die Situa-
tion anders: Verlören die ihre Stelle,
fänden sie meist rasch wieder Arbeit.

Keine Jobs mehr für Ungelernte
Auch im Baselbiet wächst die Zahl

der Sozialhilfebezüger. Die Quote
liegt mit 2,5 Prozent wesentlich tie-
fer als in Basel-Stadt. Spitzenreiter ist
der Bezirk Liestal (3,6 Prozent). Im
Kantonshauptort hat man festge-
stellt, dass Arbeitsplätze für Unquali-
fizierte verschwinden. «Die Vermitt-
lung in den ersten Arbeitsmarkt ist
dadurch schwieriger als früher», sagt
die Liestaler Stadträtin Marion Schaf-
roth. Sebastian Helmy, Leiter des Ba-
selbieter Sozialamts, bestätigt diesen
Trend für den Gesamt-Kanton, für
Ungelernte gebe es immer weniger
Arbeitsplätze – so würden in der
Gastronomie oder im Gesundheits-
wesen Jobs verloren gehen.

Einen starken Anstieg der Sozial-
hilfefälle verzeichnete auch All-
schwil. Der zuständige Gemeinderat
Arnold Julier führt dies unter ande-
rem darauf zurück, dass Arbeitslo-
senversicherung (ALV) und die Invali-
denversicherung (IV) strengere Rege-
lungen eingeführt hätten. Versicher-
te würden früher den Anspruch auf
Leistungen verlieren – und eher bei
der Sozialhilfe landen. «Es findet eine
Verlagerung statt», sagt Julier.

Um Sozialhilfebezüger wieder in
den Arbeitsmarkt zu integrieren, da
sind sich Fachleute einig, ist in Bil-
dung zu investieren. Denn die Kon-
kurrenz um die Jobs wird nicht klei-
ner. Das zeigt etwa der «Wirtschafts-
bericht Nordwestschweiz 2012/13». Er
rechnet fürs laufende Jahr mit einem
Wirtschaftswachstum von 2,3 Pro-
zent. Vergleichsweise mickrig mutet
das Plus an Stellen an: 0,5 Prozent.

Arbeitsmarkt Die Wirtschaft in
der Nordwestschweiz wächst
rasant – die Zahl der Sozialhilfe-
Bezüger aber auch.

VON BENJAMIN WIELAND

Warum Wirtschaftswachstum nicht allen nützt

Im Baselbiet bahnt sich ein Streit um
die Sozialhilfekosten an, der politisch
einigen Zündstoff birgt: In einigen Ge-
meinden, die bereits stark belastet
sind, sind in den letzten Jahren die So-
zialausgaben ungebremst angestie-
gen. Gar dramatisch haben sich diese
in Grellingen entwickelt: von 380 000
Franken 2009 auf 795 000 Franken im
2013; dies entspricht einer Verdoppe-
lung in fünf Jahren. Es erstaunt nicht,
dass die Laufentaler Gemeinde beim
Nettoaufwand pro Einwohner mittler-
weile an der kantonalen Spitze steht.

Bei der Sozialhilfequote, dem Ver-
hältnis zwischen Anzahl Sozialhilfe-
empfänger und der Wohnbevölke-
rung belegt Grellingen Rang 4, hinter
Pratteln, Waldenburg und Liestal.
Laut Gemeinderat Stephan Pabst (SP)
sind die hohen Sozialausgaben mitt-
lerweile hauptsächlich verantwort-
lich für das Defizit der Gemeinde,
das in der Rechnung 2013 rund
800 000 Franken betragen dürfte.

Günstiger Wohnraum, hohe Quote
In keiner Baselbieter Gemeinde le-

ben so viele Sozialhilfeempfänger wie
in Pratteln. Hier haben die Ausgaben
zwischen 2009 und 2012 auf hohem
Niveau markant zugenommen; von
8,1 auf 10,3 Millionen Franken
(+ 27 %). In Allschwil sind die Sozialhil-
fekosten von 2011 auf 2012 sprung-
haft von 4,9 auf 6,6 Millionen ange-
stiegen ( + 34,7 %). Gemeint sind die
Ausgaben im engeren Sinn – ohne
Krankenkassenverbilligungen, Ergän-
zungsleistungen zu AHV/IV, Alimen-
tenbevorschussung und Wohnbeihil-
fen. Allerdings erwartet Gemeinderat
Arnold Julier (CVP) für 2013 eine Sta-
bilisierung. Und in Liestal sind die
Ausgaben zwischen 2011 und 2013
auf hohem Niveau von 5,7 auf 6,3 Mil-
lionen Franken gestiegen (+ 10,3 %).

Zur Erklärung des Kostenanstiegs
sind zwei Ebenen zu unterscheiden:
Das eine sind übergeordnete Entwick-
lungen wie die Abnahme von Jobs für
Unqualifizierte oder Änderungen im
Arbeitslosengesetz. Diese kommen et-
wa in der auf Kantonsebene seit 2009
feststellbaren Zunahme der Sozialhil-
fequote zum Ausdruck. Die unter-
schiedliche Belastung der Gemeinden
folgt hingegen anderen Erklärungs-
mustern. Für die Verantwortlichen
von Grellingen, Waldenburg und Prat-
teln ist klar: Der hohe Anteil an güns-
tigem Wohnraum verbunden mit ei-
ner guten öV-Anbindung ist mitver-
antwortlich für die hohe Sozialhilfe-
quote. «Wir haben viele unattraktive
Wohnungen, etwa entlang der Haupt-
strasse», sagt die Waldenburger Ge-
meinderätin Margrit Aebi. Dasselbe
trifft auf Grellingen zu. «Im Dorfkern

wurde in den letzten Jahren zu wenig
saniert», findet Stephan Pabst. Besse-
rung ist nicht in Sicht.

«Bevölkerungsmix muss stimmen»
Einen Silberstreifen am Horizont

sieht hingegen der Prattler Gemeinde-
rat Emanuel Trueb (CVP): Die neuen
Hochhäuser könnten weitere Investiti-
onen im Wohnbau nach sich ziehen –
längerfristig würden mit steigenden
Preisen weniger Begüterte verdrängt.
Dies entspreche nicht einer vorsätzli-
chen Politik. Die Gemeinde stehe zu
ihrer sozialen Verantwortung. «Der Be-
völkerungsmix muss aber stimmen.
Schliesslich benötigen wir auch Ein-
wohner, die durch ihre Steuern die So-
zialhilfe mitfinanzieren», sagt Trueb.

Dasselbe sagt der Grellinger Pabst.
Allerdings mag er für seine Gemeinde
nicht auf einen plötzlichen Auf-
schwung hoffen. Er kritisiert die Ent-
solidarisierung im Sozialwesen. Ge-
wisse Gemeinden zählten alleine auf-
grund der Tatsache, dass sie überwie-
gend aus Einfamilienhäusern bestün-
den, kaum Sozialhilfeempfänger. «So
geht es nicht weiter. Das Verhältnis
von Sozialausgaben und Steuerkraft
übersteigt unsere Möglichkeiten.»

Im Rahmen der Finanzausgleichs-
verordnung wird eine Änderung bei
der Soziallastenabgeltung diskutiert.
Die von der Regierung vorgeschlagene
Änderung bringt laut Pabst zu wenig.
Grellingen würde dadurch künftig
mit 130 000 Franken statt wie bisher
90 000 Franken entlastet. Ein Tropfen
auf den heissen Stein. Als Massnahme
zur Verbesserung der Gemeindefinan-
zen hat der Kanton Grellingen zudem
geraten, den Steuersatz zu erhöhen.
Für Sozialdemokrat Pabst kein proba-
tes Mittel: «Wenn wir den Satz nur
leicht anheben, hat es kaum Wir-
kung. Erhöhen wir ihn stark, wird die
Gemeinde für Neuzuzüger unattrak-
tiv.» Für ihn ist klar: Es sind weitrei-
chende Massnahmen nötig, um stark
belasteten Gemeinden zu helfen.

VON HANS-MARTIN JERMANN

Sozialer Brennpunkt: In keiner Baselbieter Gemeinde leben so viele
Sozialhilfeempfänger wie in Pratteln. Im Bild: Die Längi. ROLAND SCHMID

Stark belastete
Gemeinden

wollen mehr Geld
Zündstoff Etliche Kommunen stöhnen unter
steigenden Sozialausgaben – und verlangen

nun eine Änderung des Finanzausgleichs

Die 10 am stärksten betroffenen

Gemeinden im Baselbiet 2012
Gemeinde Sozialhilfe-

quote
Anzahl

Personen
Pratteln 5,1 % 781

Waldenburg 4,7 % 57

Liestal 4,6 % 621

Grellingen 4,2 % 73

Birsfelden 3,7 % 382

Niederdorf 3,7 % 65

Münchenstein 3,6 % 423

Füllinsdorf 3,6 % 156

Allschwil 3,5 % 687

Frenkendorf 3,5 % 218

Baselland 2,5 % 6878

Basel-Stadt 6,4 % 6937

Kriminalität Die Kriminalstatistik
2013 zeigt in den beiden Basel unter-
schiedliche Trends: Während die Po-
lizei Basel-Stadt 11 Prozent weniger
Delikte gemäss Strafgesetzbuch als
im Vorjahr verzeichnet hat, stiegen
die Straftaten im Kanton Baselland
um 11 Prozent. In Basel-Stadt sank
die Zahl der angezeigten Delikte auf
24 040, wie der am Montag veröffent-
lichten Kriminalstatistik des Bundes-
amtes für Statistik (BFS) zu entneh-
men ist. Pro 1000 Einwohner wurden
im Stadtkanton 128,3 Straftaten ver-
zeichnet. Im Vorjahr waren 145,2.

In Baselland wurden 15 504 Delik-
te angezeigt. Pro 1000 Einwohner
wurden 56,1 Straftaten registriert;
dies sind 5,5 Delikte mehr als im Vor-
jahr. Im Schweizer Durchschnitt liegt
dieser Wert bei 71,5 Straftaten pro
1000 Einwohner. Einzelheiten der
Kriminalstatistik werden die Justiz-
und Polizeidirektoren beider Basel
heute und morgen erläutern. (SDA)

Weniger in der
Stadt, mehr auf
dem Land

Für den im Januar angekündigten Ab-
bau von rund 500 Basler Arbeitsplät-
zen bei Novartis ist der Konsultati-
onsprozess zu Ende. Für gut 50 Be-
troffene wurde eine interne Möglich-
keit gefunden, wie der Konzern mit-
teilt. Novartis rechne damit, dass die
Zahl der Kündigungen weiter redu-
ziert werden könne, sagte Novartis-
Sprecher Satoshi Sugimoto.

Angesichts der geringen natürli-
chen Fluktuation seien Kündigungen
aber leider nicht auszuschliessen.
«Wie viele Mitarbeitende endgültig
betroffen sind, können wir derzeit
noch nicht sagen.» In einer ähnlich
gelagerten früheren Situation fand
rund die Hälfte der gekündigten Per-
sonen wieder eine Stelle bei Novartis.
Ziel ist es, für möglichst viele Mitar-
beitende interne Lösungen zu finden,
bevor eine formale Kündigung ausge-
sprochen wird. Wenn keine Alterna-
tive gefunden werden kann, beginnt
eine sechsmonatige Kündigungsfrist.
Unter dem Strich soll damit die Zahl
der Schweizer Arbeitsplätze bei rund
15 000 stabil bleiben. (STS)

Novartis-Abbau:
Konsultation
abgeschlossen
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